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A N F R A G E 

 

Das Regionalgesetz Nr. 1 vom 23. Juni 2020 „Dringende Bestimmungen betreffend den Aufschub 
des allgemeinen Wahltermins 2020 für die Wahl des Bürgermeisters und der Gemeinderäte“, das 

infolge des durch Covid-19 ausgelösten Gesundheitsnotstandes erlassen worden ist, sieht im Artikel 

3 Absatz 1 vor, dass die geforderte Anzahl an Unterschriften für die Vorlage der Kandidatenlisten 

für das Amt eines Gemeinderatsmitgliedes reduziert wird. Außerdem wurde im Artikel 1 Absatz 1 

der allgemeine Wahltermin 2020 für die Wahl des Bürgermeisters und der Gemeinderäte auf einen 

Sonntag zwischen dem 1. September 2020 und dem 15. Dezember 2020 verschoben, während die 

Wahlen normalerweise, entsprechend den Vorgaben des Artikels 217, an einem Sonntag zwischen 

dem 1. Mai und dem 15. Juni hätten stattfinden sollen. 

 

Im Gesetz ist weder die Reduzierung der für die Vorlage eines Volksbegehrens oder die Abhaltung 

einer Volksabstimmung auf Gemeindeebene vorgeschriebenen Unterschriftenanzahl noch die 

Aussetzung der Fristen für die Sammlung der Unterschriften in Betracht gezogen worden. Die 

Aussetzung der genannten Fristen ist auch nicht angesichts der zweiten Welle der Corona-

Pandemie, die mit dem Monat Oktober 2020 eingetreten ist, erfolgt. 

 

Im Unterschied zu Italien und unserer Region, wo Mängel hinsichtlich des Schutzes der Rechte der 

Bürger an einer direkten Teilhabe am politischen Leben aufgetreten sind, haben andere westliche 

Demokratien Vorarbeit geleistet, um auf diese Situation vorbereitet zu sein. 

 

Als Beispiel sei auf die Verordnung über den Fristenstillstand bei eidgenössischen Volksbegehren 
vom 20. März 2020 verwiesen, welche die Präsidenten der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

erlassen hat, mit der die gesetzlichen Fristen zur Einreichung von Unterschriftenlisten für eine 

Volksinitiative, die First für die Behandlung der Volksinitiativen und die Frist für die Unterbreitung 

einer Volksinitiative stillgelegt worden sind. Außerdem wurde die Referendumsfrist ausgesetzt, 

wenn der Bundeskanzlei spätestens fünf Tage nach Veröffentlichung der genannten Verordnung die 

Sammlung von Unterschriften angezeigt wird. 

 

Mit genannter Verordnung wurde den Bürgern hinsichtlich der Ausübung der politischen Rechte 

eine klare Antwort gegeben, da diese angesichts der Einschränkung der Bewegungs- und 

Versammlungsfreiheit, die bestanden und immer noch bestehen, stark beeinträchtigt worden ist.  



In der Verordnung Nr. 53 vom 5. November 2020 betreffend „Weitere Verordnung im 
Zusammenhang mit COVID-19 infolge des Erlasses des DPMR vom 3. November 2020 („Weitere 
Bestimmungen zur Umsetzung des Gesetzesdekrets Nr. 19 vom 25. März 2020, das mit Änderungen 
in das Gesetz Nr. 35 vom 25. Mai 2020 „Dringende Maßnahmen zur Bekämpfung des 
epidemiologischen Notstandes durch COVID-19“ umgewandelt worden ist, und des 
Gesetzesdekretes Nr. 33 vom 16. Mai 2020, umgewandelt mit Änderung in das Gesetz Nr. 74 vom 
14. Juli 2020 betreffend „Weitere dringende Maßnahmen zur Bekämpfung des epidemiologischen 
Notstandes durch COVID-19“, sowie weitere Bestimmungen auf dem Sachgebiet der Maßnahmen 
zur Vorbeugung und Bewältigung des Gesundheitsnotstandes“) hat es der Landeshauptmann der 

autonomen Provinz Trient im Kapitel „Bestimmungen zur Gewährleistung der Kontinuität der 
Verwaltung der gemeinnützigen Güter“ für notwendig erachtet „bis zum 3. Dezember 2020 und 
unter Beachtung der Entwicklung der Pandemie, die Gemeindeverwaltungen der gemeinnützigen 
Güter für die Fraktionen, wo eine Volksbefragung für die Änderungen der Gebarungsform 
anberaumt worden ist, zu verlängern und die für die Erneuerung der Verwaltungskomitees der 
Eigenverwaltungen bürgerlicher Nutzungsgüter anberaumten Wahlen auszusetzen und die nach 
dem Ablauf des Mandats gewählten Verwaltungskomitees zu verlängern“, indem er verfügt, dass 

„bis zum 3. Dezember 2020 die derzeit in den Gemeinden bestehenden Formen der Verwaltung der 
Gemeinnutzungsgüter beibehalten werden und die Verwaltungskomitees der Eigenverwaltungen 
bürgerlicher Nutzungsgüter, die verfallen sind oder demnächst verfallen, verlängert werden“. 

 

In der vorgenannten Verordnung des Landeshauptmanns von Trient sind keinerlei Maßnahmen 

hinsichtlich der Aussetzung der Fristen für die Volksabstimmungen laut Artikel 4 

(Gemeindesatzung) und 15 (Volksabstimmung) und des VI. Titels „Volksabstimmungen für die 
Änderungen laut Artikel 7 des Sonderstatuts“ des Regionalgesetzes Nr. 2 vom 3. Mai 2018 „Kodex 
der örtlichen Körperschaften der autonomen Region Trentino-Südtirol“ ergriffen worden.  
 

Artikel 62 Absatz 1 des Kodex der örtlichen Körperschaften sieht einerseits vor, dass der 

Bürgermeister die außerordentlichen und dringenden Maßnahmen auf dem Gebiet der öffentlichen 

Gesundheit und Hygiene, des Bauwesens sowie der örtlichen Polizei zur Verhütung und 

Beseitigung ernster Gefahren ergreift, während Absatz 4 Folgendes beinhaltet: „Ergreift der 
Bürgermeister diese Maßnahmen nicht oder sind zwei oder mehrere Gemeinden betroffen, so 
werden die Maßnahmen vom Landeshauptmann durch eigene Anordnung oder durch einen 
Kommissar ergriffen.“. 

 

All dies vorausgeschickt,  

 

erlaubt sich der unterfertigte Regionalratsabgeordnete 

den Präsidenten der Region zu befragen, um Folgendes in Erfahrung zu bringen: 

 

ob er angesichts der Zuständigkeit der Region auf dem Sachgebiet der Gemeindeordnung die 

Absicht hat, eine Verordnung zu erlassen, mit der die Fristen für die Hinterlegung der Anträge auf 

Abhaltung der in den Artikeln 4 und 15 und im VI. Titel „Volksabstimmung für die Änderung laut 
Artikel 7 des Sonderstatuts“ des Regionalgesetzes Nr. 2 vom 3. Mai 2018 „Kodex der örtlichen 
Körperschaften der autonomen Region Trentino-Südtirol“ vorgesehenen Volksabstimmungen 
ausgesetzt werden?  

 

Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine schriftliche Antwort ersucht. 

 

Gez.: DER REGIONALRATSABGEORDNETE 

Alex MARINI                                                   


